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(1) Eine Partei, die in einem Mitgliedstaat eine in einem anderen Mitgliedstaat ergangene Entscheidung
geltend machen will, hat Folgendes vorzulegen:

a) eine Ausfertigung der Entscheidung, die die für ihre Beweiskraft erforderlichen Voraussetzungen
erfüllt, und

b) die nach Artikel 53 ausgestellte Bescheinigung.

(2) Das Gericht oder die Behörde, bei dem oder der eine in einem anderen Mitgliedstaat ergangene
Entscheidung geltend gemacht wird, kann die Partei, die sie geltend macht, gegebenenfalls auffordern,
eine Übersetzung oder eine Transliteration des Inhalts der in Absatz 1 Buchstabe b genannten
Bescheinigung nach Artikel 57 zur Verfügung zu stellen. Kann das Gericht oder die Behörde das
Verfahren ohne eine Übersetzung der eigentlichen Entscheidung nicht fortsetzen, so kann es oder sie die
Partei auffordern, eine Übersetzung der Entscheidung statt der Übersetzung des Inhalts der
Bescheinigung zur Verfügung zu stellen.
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